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Parlamentarischer Vorstoss 
 

Vorstoss-Nr.: 045-2021 
Vorstossart: Interpellation 
Richtlinienmotion: ☐ 
Geschäftsnummer: 2021.RRGR.70 
  
Eingereicht am: 16.03.2021 
  
Fraktionsvorstoss: Nein 
Kommissionsvorstoss: Nein 
Eingereicht von: Stampfli (Bern, SP) (Sprecher/in) 

 
 

 
  

 
 

Weitere Unterschriften: 0 
  
Dringlichkeit verlangt: Nein 
Dringlichkeit gewährt:     
  
RRB-Nr.:  vom  
Direktion: Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 
Klassifizierung: Nicht klassifiziert 

Welche Massnahmen ergreift der Regierungsrat gegen zu hohe Mietpreise? 

Das Amt für Wirtschaft des Kantons Bern publiziert regelmässig die durchschnittlichen Mietpreise für Miet-
wohnungen im Kanton Bern gemäss den Erhebungen des Bundesamts für Statistik1. Für das zweite Quar-
tal 2019 wurde zum Beispiel ein durchschnittlicher Mietpreis von 1417 Franken für eine Vierzimmerwoh-
nung erhoben, wobei es regionale Unterschiede gibt. In der Region Bern lag der durchschnittliche Mietpreis 
für eine Vierzimmerwohnung im Jahr 2019 beispielsweise bei 1650 Franken. 

In der Praxis zeigt sich aber, dass es gerade in der Region Bern kaum möglich ist, eine Vierzimmerwoh-
nung für einen Mietpreis unter 2000 Franken zu finden. Es liegt der Verdacht nahe, dass es einen erheb-
lichen Unterschied zwischen den Mietpreisen der Wohnungen, die überhaupt auf den Markt kommen, und 
den restlichen Wohnungen gibt. Gerade in Regionen, wo die Leerwohnungsziffer tief ist, müssen die Mie-
tenden Mietpreise bezahlen, die teilweise massiv über dem kantonalen, aber auch dem regionalen Durch-
schnitt liegen. Die Wohnkosten betragen gemäss Bundesamt für Statistik je nach Einkommensniveau zwi-
schen 10 und 30 Prozent eines Haushaltsbudgets. Es ist sehr stossend, dass viele Menschen kaum eine 
genügend grosse und gleichzeitig bezahlbare Wohnung finden. Wohnen ist ein Grundbedürfnis und muss 
für alle Menschen bezahlbar sein. Die Politik steht deshalb in der Pflicht, korrigierend einzugreifen. 

Der Regierungsrat wird um Beantwortung folgender Fragen gebeten: 

1. Teilt der Regierungsrat die Einschätzung, dass die angebotenen Mietpreise teilweise massiv über 
dem Durchschnitt liegen? 

2. Welche Massnahmen unternimmt der Regierungsrat, um den überhöhten Mietpreisen zu begegnen? 

3. Mit welchen Massnahmen unterstützt der Regierungsrat besonders betroffene Gemeinden und Regi-
onen? 

                                                   
1 https://www.be.ch/portal/de/veroeffentlichungen/statistiken.steckbrief.html/content/statistics/de/9/immobilien_und_mietpreise 
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Verteiler 
‒ Grosser Rat 


